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abgefragt werde. Da die Statistiken nach 
Geschlecht differenzieren, müsse die Ab-
frage erhalten bleiben. Sodann wurde 
die Notwendigkeit der Abfragen der Da-
ten in den Antragsformularen im Sinne 
der Datenschutzgrundverordnung (DS-
GVO) diskutiert. Im Ergebnis sah man die 
Notwendigkeit der Abfragen gegeben, 
da sie für statistische Zwecke gesetzlich 
erforderlich seien. Die Notwendigkeit 
hierfür ergebe sich aus § 128 SGB XII. 
Folglich seien die Daten auch erforderlich 
im Sinne der DSGVO. Den Antragsfor-
mularen werde ein Hinweis zum Daten-
schutz im Sinne der DSGVO angefügt.

Abschließend wurde der stellvertretene 
Vorsitzende, Dietmar Grajcar, vom Ar-
beitskreis verabschiedet. Er war seit 2001 
Mitglied des Arbeitskreises und fungierte 
seit 2008 als stellvertretender Vorsitzen-
der. Der Deutsche Verein dankt ihm für 
die langjährige und äußerst wertvolle 
Zusammenarbeit.

Fachausschuss „Sozial­
politik, soziale Sicherung, 
Sozialhilfe“

–rs– Der Fachausschuss „Sozialpolitik, 
soziale Sicherung, Sozialhilfe“ des Deut-
schen Vereins hat die Aufgabe, sozialpo-
litische Reformvorhaben der Bundesre-
gierung zu begleiten und zu diskutieren 
sowie eigene Ideen und Ansatzpunkte 
zur Weiterentwicklung der sozialen Si-
cherungssysteme zu entwerfen. Unter 
dem Vorsitz des Präsidenten des Deut-
schen Vereins, Johannes Fuchs, diskutier-
ten die Fachausschussmitglieder im Jahr 
2018 in vier Sitzungen eine Vielzahl ak-
tueller Fragestellungen und berieten 
Stellungnahmen und Empfehlungen, die 
dem Präsidium zur Beschlussfassung vor-
gelegt wurden.

Den Auftakt bildete die Sitzung am 15. 
Februar 2018. Ein Schwerpunkt in der 
Arbeit des Fachausschusses „Sozialpoli-
tik, soziale Sicherung, Sozialhilfe“ im 
Jahr 2018 war die Begleitung der im 
Koalitionsvertrag vereinbarten Einfüh-
rung eines neuen Regelinstrumentes im 
SGB II zur sozialen Teilhabe am Arbeits-
markt.

Unter Vorsitz von Matthias Schulze-Bö-
ing, Geschäftsführer, MainArbeit. Kom-
munales Jobcenter Offenbach, wurde ei-
ne Arbeitsgruppe (AG) „Sozialer Arbeits-
markt“ in der Geschäftsstelle des Deut-
schen Verein eingerichtet. Aufgrund der 
Nennung im Koalitionsvertrag wurde ei-
ne kurze Empfehlung zur möglichen 
Ausgestaltung des vereinbarten neuen 
Regelinstruments § 16 i SGB II erarbeitet, 
die in der Sitzung des Fachausschusses 
am 19. April 2018 beraten und beschlos-
sen wurde. Die Empfehlung „Teilhabe 
am Arbeitsmarkt für alle! Empfehlungen 

des Deutschen Vereins für ein neues Re-
gelinstrument im SGB II“ (DV 1/18) wur-
de sodann am 15. Mai 2018 vom Präsidi-
um des Deutschen Vereins verabschiedet 
(NDV 6/2018, S. 289 ff.). Der Deutsche 
Verein begrüßt die im Koalitionsvertrag 
getroffene Vereinbarung, in die Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende ein neues 
Regelinstrument zur Förderung von Er-
werbslosen im verfestigten Leistungsbe-
zug einzuführen, und gibt fachliche Hin-
weise zu seiner Ausgestaltung.

Die AG „Sozialer Arbeitsmarkt“ wird im 
Jahr 2019 eine weitere Empfehlung in 
die Gremien des Deutschen Vereins ein-
bringen, die als Handreichung für die 
Praxis die Umsetzung des neuen Regel
instruments begleiten soll. Somit wird 
das Thema Soziale Teilhabe am Arbeits-
markt den Fachausschuss auch im Jahr 
2019 beschäftigen.

Daher berichtete in der dritten Sitzung 
des Fachausschusses am 15. August 
2018 Michael Wedershoven, Leiter des 
LWL-Integrationsamtes, Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe, über die erfolgrei-
che Integration von Menschen mit Behin-
derung auf dem allgemeinen Arbeits-
markt. Ziel dieses Tagesordnungspunkt 
war es u.a., aus dem Praxisbericht von 
Michael Wedershoven Gelingensfakto-
ren für eine erfolgreiche Erwerbsintegra-
tion auf dem ersten Arbeitsmarkt zu 
identifizieren, die ebenfalls bei der Ein-
gliederung von Langzeitarbeitslosen ge-
winnbringend eingesetzt werden kön-
nen.

Als wichtige „Gelingensfaktoren“ für die 
Vermittlung in sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung nannte Michael We-
dershoven den niedrigschwelligen und 
ganzheitlichen Beratungsansatz, der 
auch an andere Beratungsstellen wie z.B. 
die Schuldnerberatung weitervermittelt. 
Auch die Beständigkeit bei den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern sei entschei-
dend, um eine dauerhafte Betreuung 
und Beratung auch am Arbeitsplatz zu 
gewährleisten.

Michael Wedershoven berichtete von 
den zwei wesentlichen Instrumenten zur 
Integration von Menschen mit Behinde-
rung auf dem ersten Arbeitsmarkt. Zum 
einen fördert das Integrationsamt Inklusi-
onsunternehmen. Zum anderen hat das 
LWL-Integrationsamt ein Budget für Ar-
beit entwickelt. Hierdurch soll eine Alter-
native zur Arbeit in Werkstätten für be-
hinderte Menschen (WfbM) geboten 
werden.

Weiterhin wurden in der zweiten Sitzung 
des Fachausschusses am 19. April 2018 
auch die „Empfehlungen des Deutschen 
Vereins zur Trennung der Fachleistungen 
von den Leistungen zur Existenzsiche-
rung im Bereich der Wohnformen nach 
§ 42a Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB XII n.F. ge-
mäß dem Bundesteilhabegesetz“ der AG 
Bundesteilhabegesetz mitberaten und 

beschlossen. Dirk Lewandrowski – Lan-
desrat und Dezernent Soziales des Land-
schaftsverbandes Rheinland (LVR) – Vor-
sitzender Arbeitsgruppe Bundesteilhabe-
gesetz und stellv. Vorsitzender des Fach-
ausschusses „Rehabilitation und Teilha-
be“, der die Empfehlung federführend 
beraten und beschlossen hatte, führte in 
die Empfehlung ein. Hintergrund der 
Empfehlung ist, dass im Rahmen der 
Umsetzung des BTHG ab dem 1. Januar 
2020 die Eingliederungshilfe aus dem 
SGB XII als neuer 2. Teil in das SGB IX 
überführt wird. Miteinhergehend ist eine 
Neustrukturierung der Finanzierung der 
Unterstützung u.a. beim Wohnen für 
Menschen mit Behinderung vorgesehen, 
die derzeit in stationären Einrichtungen 
leben. Menschen mit Behinderungen sol-
len unabhängig von ihrer Wohnform 
hinsichtlich ihres notwendigen Lebens-
unterhalts mit Menschen ohne Behinde-
rungen gleichgestellt werden. Die Emp-
fehlung soll eine Handreichung für die 
Ausgestaltung der Trennung der Leistun-
gen sein sowie als Richtschnur für zutref-
fende Vereinbarungen zwischen den 
Leistungsträgern und -erbringern die-
nen.1

Ein weiteres Schwerpunktthema im Jahr 
2018, mit dem sich der Fachausschuss 
intensiv auseinandergesetzt hat, war die 
Bekämpfung von Kinderarmut. Bereits in 
der erste Sitzung des Fachausschusses 
am 15. Februar 2018 berichtete Dr. Hans 
Lühmann, Ministerium für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen, über die wesentlichen 
Ergebnisse der Evaluation aus dem Jahr 
2017 zum Einsatz von Schulsozialarbei-
ter/innen in Nordrhein-Westfalen zur 
Umsetzung der Leistungen zur Bildung- 
und Teilhabe (BuT). Ziel dieses Landes-
programmes ist es, durch landesseitig fi-
nanzierte Schulsozialarbeiter/innen mehr 
BuT-Leistungen zu vermitteln. Damit soll 
die gesellschaftliche Exklusion vermieden 
bzw. verringert werden. Die Evaluation 
des Landesprogramms hat gezeigt, dass 
der Einsatz von BuT-Schulsozialarbeiter/
innen dazu beitragen kann, die Kennt-
nisse über BuT-Leistungen bei Eltern und 
Lehrkräften zu verbessern, die individuel-
le Nutzung zu erhöhen und das Leis-
tungsangebot zu verbessern.

In der dritten Sitzung des Fachausschus-
ses am 15. August 2018 wurde das The-
ma „Bekämpfung von Kinderarmut“, 
welches auch im Koalitionsvertrag von 
CDU, CSU und SPD für die aktuelle Legis-
laturperiode einen Schwerpunkt bildet, 
erneut ausführlich diskutiert.

Zunächst berichtete Antje Pund, Vorsit-
zende der Arbeitsgruppe „Einführung 
einer Kindergrundsicherung“ der Ar-
beits- und Sozialminister/innen-Konfe-
renz der Länder (ASMK) und Referatslei-

	  

1)	Die Empfehlungen wurden vom Präsidialausschuss des 
Deutschen Vereins am 12. September 2018 verabschie-
det und in NDV 10/2018, S. 488 ff., abgedruckt
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terin im Niedersächsischen Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Gleichstel-
lung aus der ASMK AG. Aufgrund des 
Beschlusses der 94. ASMK (6./7. Dezem-
ber 2017) soll die länderoffene AG bis 
zur 95. ASMK ein Grobkonzept einer 
Kindergrundsicherung als zentralen Bau-
stein zur Vermeidung von Kinderarmut 
entwickeln und dabei auch die erforder-
lichen Ressourcen für die weitere Kon-
zeptionierung und ggf. Umsetzung auf-
zeigen. Antje Pund berichtete, dass ge-
meinsames Ziel der AG sei, Kinderarmut 
zu verhindern und die gesellschaftliche 
Teilhabe von Kindern zu stärken. Des 
Weiteren sollen bei der derzeitigen Viel-
zahl von monetären Leistungen Bürokra-
tie gezielt abgebaut und Fehlanreize bei 
der Erwerbstätigkeit vermieden werden.

Weiterhin stellten Anette Stein und Mar-
lon Brandt von der Bertelsmann Stiftung 
das Konzept für eine Teilhabe gewähr-
leistende Existenzsicherung für Kinder 
und Jugendliche der Bertelsmann Stif-
tung vor. Anette Stein berichtete, dass 
die Bertelsmann Stiftung im Projekt „Fa-
milie und Bildung: Politik vom Kind aus 
denken“ gemeinsam mit einer wissen-
schaftlichen Expertenrunde ein neues 
Konzept für eine Existenzsicherung von 
Kindern und Jugendlichen entwickelt ha-
be, das allen Kindern und Jugendlichen 
die Chance auf umfassende Teilhabe er-
möglichen soll. Das neue Konzept orien-
tiere sich an dem Konstrukt einer „typi-
schen“ Kindheit und Jugend als Leitge-
danken und Maßstab. Dieser Ansatz 
stehe im Gegensatz zu dem bisherigen 
Ansatz der Regelbedarfsbemessung, der 
sich am unteren Einkommensrand orien-
tiere. Stattdessen soll das neue Konzept 

existenzsichernd gestaltet sein und sich 
nicht an einem Existenzminimum orien-
tieren, um Teilhabe und Chancengleich-
heit zu eröffnen.

Zudem berichtet Dr. Romy Ahner, Deut-
scher Verein, über das Forum „Monetäre 
Leistungen für Familien und Kinder – ge-
meinsam gegen Kinderarmut?!“. Das 
Forum findet regelmäßig statt und the-
matisiert aktuelle Reformvorhaben, sieht 
sich aber auch als Forum, das die Diskus-
sionen um eine Weiterentwicklung des 
Systems aufrechterhält und vorantreibt.

In der letzten Sitzung des Fachausschus-
ses „Sozialpolitik, soziale Sicherung, So-
zialhilfe“ am 7. November 2018 bildeten 
die Themen Kosten der Unterkunft und 
Heizung im Rechtskreis SGB II und 
SGB XII und das geplante Fachkräfteein-
wanderungsgesetz den Schwerpunkt. Dr. 
Hans Lühmann, Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes 
Nordrhein-Westfalen, stellte die Chancen 
und Risiken einer neuen gesetzlichen 
Regelung zu den Kosten der Unterkunft 
(KdU) dar.

Im Koalitionsvertrag des Bundes ist ein 
Fachkräfteeinwanderungsgesetz vorge-
sehen. Es soll „die bereits bestehenden 
Regelungen zusammenfassen, transpa-
renter machen und, wo nötig, effizienter 
gestalten“. Das Bundesministerium des 
Inneren, das Bundesministerium für Wirt-
schaft und das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales haben am 2. Oktober 
2018 ein Eckpunktepapier für ein Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz vorgestellt. 
Der Deutsche Verein will das in naher 
Zukunft zu erwartende Gesetzgebungs-

verfahren eng begleiten. Deshalb stellten 
Dr. Klaus Ritgen, Deutscher Landkreistag, 
und Dr. Thomas Becker, Leiter der Abtei-
lung Sozialpolitik und Publizistik, Deut-
scher Caritasverband e.V., jeweils die 
Positionen ihrer Organisationen zu dem 
geplanten Fachkräfteeinwanderungsge-
setz vor.

Neben diesen „Highlights“ beschäftigte 
sich der Fachausschuss mit diversen The-
men, Projekten und fachlichen Ansätzen. 
So informierte u.a. Michael Braun, Be-
zirksamt Neukölln und Vorsitzender des 
Arbeitskreis „Hilfen für Personen in be-
sonderen sozialen Schwierigkeiten“, in 
der Sitzung am 15. Februar 2018 die 
Mitglieder der Fachausschusses über das 
Ergebnis der im Dezember 2017 durch-
geführten Umfrage unter den Berliner 
Bezirksämtern zur Anwendung des § 23 
Abs. 3 SGB XII. Andreas Flegel, BMAS, 
berichtete über den Stand und das vor-
gesehene Verfahren der Modellvorhaben 
„rehapro“. Michael Schweiger, Bundes-
agentur für Arbeit, informierte über das 
seit 2018 in den gemeinsamen Einrich-
tungen eingeführte Online-Angebot zur 
Leistungsgewährung im SGB II („gE-on-
line“). Dr. Bruno Kaltenborn, Wirtschafts-
forschung und Politikberatung, stellte 
die Studie „Grundsicherung wegen Er-
werbsminderung: Rentenbezug sowie 
Zu- und Abgänge“ vor.

Diese thematische Vielfalt stellt sicherlich 
sowohl für die Mitglieder, die Referentin-
nen und Referenten und Gäste sowie für 
die Arbeit des Deutschen Vereins einen 
echten Mehrwert dar. Mit diesem An-
spruch wird der Fachausschuss seine 
wichtige Arbeit im Jahr 2019 fortführen.
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